
   

 
 
 
 
 
 

Öffentliche Gemeinderatssitzung 
 
Am Montag, 22. April 2024 findet um 19:00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses,  
Dorfplatz 1 in Ortenberg eine öffentliche Sitzung des Gemeinderates statt.  
 
Folgende Tagesordnung kommt zur Beratung: 

  
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Prüfbericht zur Eröffnungsbilanz der Gemeinde Ortenberg zum 01.01.2019 

 
3. Stammkapitalzuführung an den Eigenbetrieb Sternenmatt und Änderung der  

Betriebssatzung des Eigenbetriebes Sternenmatt 
 
4. Gemeinderatswahl: Änderung des Redaktionsstatuts für das Amtsblatt 

 
5. Bekanntgabe von Beschlüssen aus der letzten nichtöffentlichen Sitzung 

 
6. Verschiedenes / Mitteilungen   

 
7. Wünsche und Anträge 
 

 
Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.  
 
Gez.  
Markus Vollmer 
Bürgermeister 



Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
22. April 2024 

bearbeitet von: 
Irene Schneider 

X Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

X Anlage/n 

TOP 2 

 

Prüfbericht zur Eröffnungsbilanz der Gemeinde Ortenberg zum 01.01.2019 

 

Sachverhalt 
 
Im Zeitraum vom November 2023 bis März 2024 fand die Prüfung der Eröffnungsbilanz der Ge-
meinde Ortenberg zum 01.01.2019 durch das Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt statt, wel-
che der Gemeinderat am 19.10.2020 festgestellt hat. 
 
Die Eröffnungsbilanz war darauf zu prüfen, ob die einzelnen Bilanzpositionen nach den Ansatz- und 
Bewertungsvorschriften sowie ggf. den Vereinfachungsregeln für die erstmalige Bewertung zutref-
fen und richtig angesetzt wurden.  
 
Der Prüfbericht enthält keine Beanstandungen. Im Prüfbericht wird unter anderem folgendes fest-
gestellt:  
 
Auf der Grundlage unserer Prüfungsverhandlungen vermittelt die Eröffnungsbilanz ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Schuldenlage der Gemeinde Orten-
berg. 
Das Vorgehen zur Erstellung der Eröffnungsbilanz ist klar strukturiert, gewissenhaft und gut durch-
dacht. 
 
Nach § 114 Abs. 4 Satz 2 i.V. m. § 43 Abs. 5 GemO ist der Gemeinderat über den Inhalt des 
Prüfungsberichtes zu unterrichten. Der Prüfbericht ist in der Anlage beigefügt. 
  

 

Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat nimmt den Prüfbericht zur Eröffnungsbilanz zum 01.01.2029 des Kommunal- 
und Rechnungsprüfungsamtes zur Kenntnis. 
 

 



























































Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
22. April 2024 

bearbeitet von: 
Irene Schneider 

X Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

X Anlage/n 

TOP 3 

 

Stammkapitalzuführung an den Eigenbetrieb Sternenmatt und Änderung der           
Betriebssatzung des Eigenbetriebes Sternenmatt 

 

Sachverhalt 
 
Der Gemeinderat hat am 17. Dezember 2016 beschlossen, mit Wirkung zum 01.01.2017 einen 
Eigenbetrieb zu gründen. Gegenstand des Eigenbetriebes war die Vermietung von Räumen für 
eine selbstorganisierte Wohngruppe nach dem WTPG (Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz Baden-
Württemberg) im Seniorenzentrum Sternenmatt. Zum 1. Februar 2018 wurde der Satzungsgegen-
stand erweitert auf die Vermietung der gemeindeeigenen Gewerbefläche zur Unterbringung einer 
Arztpraxis. 
 
Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 ist die Gemeinde verpflichtet, den Eigenbetrieb mit den zur Aufgabener-
füllung notwendigen Finanz- und Sachmitteln auszustatten und für die Dauer seines Bestehens 
funktionsfähig zu erhalten. Der Eigenbetrieb ist somit mit einem angemessenen Stammkapital aus-
zustatten, dessen Höhe in der Betriebssatzung festgesetzt wird. 
 
Bei der Gründung wurde der Eigenbetrieb mit einem Stammkapital von 100.000 € ausgestattet. 
 
Derzeit besteht beim Eigenbetrieb eine negative Liquidität, die auf mehrere Faktoren zurückzufüh-
ren ist: 
 

- Gründung des Eigenbetriebes und kreditfinanzierter Immobilienerwerb in 2017, Mieteinnah-
men erst ab 2019 

- Aktivierung des Anlagevermögens in 2019, Darlehensaufnahme in 2018:  
keine Finanzierung der Zins- und Tilgungsleistungen in 2018 durch Mieteinnahmen und Ab-
schreibungen. 

- Differenz zwischen Abschreibungen (56.400 €) und Tilgungsleistungen (61.000 €) von ca. 
4.600 € pro Jahr 

- Bewusst in Kauf genommene Unterdeckung bei der Vermietung der Arztpraxis (bis 2028).  

Da der Eigenbetrieb bei der Geldbewirtschaftung in Einheit mit der Gemeindekasse geführt wird, 
ist eine reale Liquiditätslücke nicht vorhanden, aufgrund der gesonderten buchhalterischen Aus-
gliederung der beiden Vermietungsobjekte und deren gesonderten Darstellung im Eigenbetrieb ist 
diese aber „auf dem Papier“ vorhanden. Die Liquiditätslücke würde sich dann schließen, wenn keine 
Zins- und Tilgungszahlungen mehr anfallen oder ggf. wenn die Immobilien verkauft werden würden. 
 
Um die Liquiditätslücke des Eigenbetriebs Sternenmatt buchhalterisch zu schließen, empfiehlt die 
Verwaltung beim Eigenbetrieb Sternenmatt eine Stammkapitalerhöhung in Höhe von 120.000 € 
vorzunehmen (Gesamtstand: 220.000 €). Ein Ansatz in Höhe von 120.000 € ist im Haushaltsplan 
2024 der Gemeinde eingeplant. 
 
Aufgrund der bestehenden Einheitskasse ist dies nicht mit einem Geldfluss verbunden, es wird 
lediglich Eigenkapital vom Kernhaushalt auf den Eigenbetrieb verschoben. Hierzu ist aber eine Än-
derung der Betriebssatzung des Eigenbetriebes Sternenmatt erforderlich. Hierzu wird § 3 der Be-
triebssatzung wie folgt geändert (Änderungen gegenüber der bislang gültigen Fassung kursiv un-
terstrichen): 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 
 
§ 3 Stammkapital, Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
 
(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 220.000 Euro. 

 
(2) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Eigenbetriebes erfolgt nach den Vor-

schriften des Eigenbetriebsgesetzes (EigBG) und der Eigenbetriebsverordnung-HGB (Eig-
BVO-HGB) auf der Grundlage der Vorschriften des Handelsgesetzbuches. 

 
Die 3. Änderungssatzung ist in der Anlage beigefügt. 
 

 

Beschlussvorschlag 
 

a) Der Gemeinderat beschließt die Zuführung des Kernhaushaltes zum Stammkapital des Ei-
genbetriebes Sternenmatt in Höhe von 120.000 €. 

 

b) Der Gemeinderat stimmt der 3. Änderung der Betriebssatzung des Eigenbetriebes Sternen-
matt zu. 

 

 



Gemeinde Ortenberg                
Ortenaukreis       
 
 

Satzung 

über die „3. Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 

Sternenmatt“ - Betriebssatzung vom 17.10.2016 - “  
vom 22.04.2024 

 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und § 3 Absatz 2 
des Eigenbetriebsgesetzes (EigBG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ortenberg am 
22.04.2024 folgende Satzung zur 3. Änderung der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb 
Sternenmatt (erstmals beschlossen am 17.10.2016 und zuletzt geändert am 19.09.2022) 
beschlossen: 
 

 

§ 1  

Änderung 

 

§ 3 der Betriebssatzung des Eigenbetriebes Sternenmatt erhält folgende Fassung: 
 
 

(1) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 220.000 Euro. 
 
(2) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Eigenbetriebes erfolgt nach den 

Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes (EigBG) und der Eigenbetriebsverordnung-
HGB (EigBVO-HGB) auf der Grundlage der Vorschriften des Handelsgesetzbuches. 

 

 

§ 2 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.05.2024 in Kraft.  
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach 
§ 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; 
der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 
 
 

Ortenberg, den 22.04.2024 

 

Markus Vollmer 
Bürgermeister 

 

 



Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
22. April 2024 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

X Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

X Anlage/n 

TOP 4 

 

Gemeinderatswahl: Änderung des Redaktionsstatus für das Amtsblatt  

 

Sachverhalt 
 
In seiner Sitzung am 18. Dezember 2023 hat der Gemeinderat ein nach § 20 Abs. 3 GemO gefor-
dertes Redaktionsstatut für das Amtsblatt beschlossen (dortige Beratungsvorlage siehe Anlage 1). 
 
Vor dem Hintergrund des begonnenen Wahlkampfers für die Gemeidneratswahl am 9. Juni 2024 
ist bei den Wählervereinigungen Verunsicherung aufgetreten, inwieweit im Amtsblatt noch Kandi-
daten für die Gemeidneratswahl vorgestellt werden dürfen. Die Formulierung nach Ziffer 5.4 mit 
dem "Wahlwerbeverbot" findet sich nur unter dem Abschnitt "Fraktionsmitteilungen". Im Umkehr-
schluss hätten Wählervereinigungen, Parteien oder Wahlvorschläge im "Vereinsteil" die Möglich-
keit für ihre Kandidaten zu werben. Nach Erörterung mit dem Landratsamt empfiehlt es sich aber, 
aus Gründen der Rechtsklarheit dies ebenfalls im Redaktionsstatut zu benennen. 
 
Die im Gemeinderat vertretenden Wählervereinigungen haben daher am 15. April 2024 gemein-
sam Folgendes beantragt:  
 
„um Rechtsklarheit zu schaffen, beantragen alle im aktuellen Gemeinderat Ortenberg tätigen 
Fraktionen und Wählervereinigungen, dass im Redaktionsstatut für das Amtsblatt Ortenberg eine 
eindeutige Regelung geschaffen werden soll, die es den Parteien und Wählervereinigungen er-
laubt, im Vorfeld von Kommunalwahlen ihre Kandidaten im Amtsblatt Ortenberg der Öffentlichkeit 
vorzustellen. 
  
Wir bitten eine entsprechende Regelung kurzfristig zu erstellen und im Gemeinderat zu verab-
schieden.“ 
 
In der Anlage 2 befindet sich eine aktualiserte Fassung des Redaktionsstatutes. Änderungen ge-
genüber der bisherigen Version sind farbig dargestellt.  
 
 
 

 

Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat beschließt das Redaktionsstatut in der aktualisierten Fassung. 
 

 
  



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
18. Dezember 2023 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlage/n 

TOP 5 

 
 

Redaktionsstatut für das Amtsblatt 
 

 

Seit der Änderung der Gemeindeordnung muss nach § 20 Abs. 3 GemO den Fraktionen des Gemein-
derates im Amtsblatt Gelegenheit gegeben werden, ihre Auffassungen zu Angelegenheiten der Ge-
meinde darzulegen. Das Nähere, insbesondere der angemessene Umfang der Beiträge der Fraktio-
nen, ist vom Gemeinderat in einem Redaktionsstatut für das Amtsblatt zu regeln (Anlage 1). 
 
Das bisherige Redaktionsstatut besteht in Form einer innerdienstlichen Anweisung des Bürgermeis-
ters vom 23. März 2014 (Anlage 2). 
 
Die Verwaltung schlägt vor, das Redaktionsstatut entsprechend zu ergänzen und vom Gemeinderat 
zu beschließen (Anlage 3). 
 
 
 
 

231218 ÖS TOP 5 Anlage 1 
 
§  20 (3) Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO): 
 
Gibt die Gemeinde ein eigenes Amtsblatt heraus, das sie zur regelmäßigen Unterrichtung 
der Einwohner über die allgemein bedeutsamen Angelegenheiten der Gemeinde nutzt, ist 
den Fraktionen des Gemeinderats Gelegenheit zu geben, ihre Auffassungen zu Angele- 
genheiten der Gemeinde im Amtsblatt darzulegen. Der Gemeinderat regelt in einem Re- 
daktionsstatut für das Amtsblatt das Nähere, insbesondere den angemessenen Umfang 
der Beiträge der Fraktionen. Er hat die Veröffentlichung von Beiträgen der Fraktionen in- 
nerhalb eines bestimmten Zeitraums von höchstens sechs Monaten vor Wahlen auszu- 
schließen.  
 

 
 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 
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Bürgermeisteramt Ortenberg      Markus Vollmer 

          23. März 2014 

Aktenvermerk 
Gemeinderatswahl am 25. Mai 2014; 
Wahlwerbung im Amtsblatt 
 
1. Allgemeines 
Die Gemeinde (d. h. der Gemeinderat) als Herausgeberin des Amtsblatts kann nach eigenem Ermessen darüber entschei-
den, ob und in welchem Umfang sie in das Amtsblatt nichtamtliche Mitteilungen aufnehmen oder es für private Berichte, 
Hinweise, Leserzuschriften und Anzeigen zur Verfügung stellen will.  
Nach gängiger Übung besteht das Ortenberger Amtsblatt aus drei Teilen: 
 
•  Amtliche Mitteilungen 
Dazu gehören die amtlichen Bekanntmachungen und sonstigen amtlichen Mitteilungen der Gemeinde und anderer Behör-
den. Öffentliche Bekanntmachungen, insbesondere diejenigen von Rechtsvorschriften, müssen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
in einem eigenen amtlichen Teil erscheinen und dürfen nicht in den redaktionellen Teil eingeschoben werden. 
 
•  Redaktionelle Beiträge 
Als redaktionelle Beiträge im nichtamtlichen Teil kommen Berichte, Meinungsäußerungen, Nachrichten und Hinweise der 
Gemeinde und Dritter (zum Beispiel Schulen, Kirchengemeinden, Vereine, Einzelne) zu örtlichen Ereignissen und Fragen 
sowie sonstige Veröffentlichungen in Betracht, für deren Verbreitung durch das Amtsblatt ein allgemeines Bedürfnis besteht. 
Dazu gehören auf jeden Fall Sitzungsberichte der Gemeindeorgane, Veröffentlichungen der Gemeindeverwaltung, Standes-
amtsnachrichten, aber auch Veranstaltungskalender, Gottesdienstordnung, Bereitschaftsdienste, Ärzte und Apotheken, Ju-
bilarmitteilungen usw. 
 
•  Anzeigen 
Der Anzeigenteil ist zu kennzeichnen, soweit die Anzeigen nicht schon durch Anordnung oder Aufmachung allgemein als 
solche zu erkennen sind (§ 10 LPressG). Die Gemeinde kann grundsätzlich frei darüber entscheiden, ob und in welchem 
Umfang sie das Amtsblatt für Anzeigen, seien sie geschäftlicher oder politischer Art, zur Verfügung stellen will.  
 
2. Wahlwerbung für Kommunalwahlen 
 
Ein generelles Verbot der Aufnahme von Wahlwerbung gilt nur für den amtlichen Teil. Im (kostenpflichtigen) Anzeigenteil ist 
grundsätzlich alles erlaubt (außer natürlich strafbare  Äußerungen, vgl. § 6 LPresseG).  
Im redaktionellen Teil  kann die Gemeinde - also der Gemeinderat - den Umfang und den Grad der Wahlwerbung festlegen.  Mangels 
expliziter Festlegung gilt die bisher geübte Praxis als Maßstab.  Nach Auffassung des Unterzeichners sollte hier nicht kleinlich verfahren  
werden. Denn schließlich kommen politische Parteien als wichtige demokratische Einrichtungen hierdurch auch ihrem verfassungsgege-
benen Auftrag nach.  Und lokale Wählervereinigungen agieren und engagieren sich  im Gemein-deinteresse. Nicht zuletzt dient diese 
Plattform dazu, das Interesse der Bevölkerung an der Wahl und damit auch die Wahlbe-teiligung zu erhöhen. 
 
3. Praxis 
Wenn sich die Wählervereinigungen innerhalb der durch die bisherige Praxis gesetzten Grenzen bewegen sehe ich keine Bedenken, 
Wahlwerbung in den redaktionellen Teil des Amtsblatts aufzunehmen. 
Die Rahmenbedingungen sind insbesondere: 
- Keine gegen das Pressegesetz verstoßenden Inhalte. 
- Keine Beleidigungen, Denunziationen von Personen oder politischen Wettbewerbern. 
- Keine wahrheitswidrigen Tatsachendarstellungen. 
- Bilder sind zulässig 
- Maximal 1,5 Spalten (dies entspricht einer ¾ -Seite). 
- Der Beitrag muss eindeutig der Wählervereinigung bzw. Partei zuzuordnen sein. 
- Beiträge sind auch im letzten vor dem Wahltermin erscheinenden Amtsblatt zulässig. 
Für den Anzeigenteil gibt es keine Einschränkungen. Dies gilt ebenso z. B. für Beilagen zum Amtsblatt. Hierfür ist nicht die Gemeinde als 
Herausgeberin sondern der Verlag verantwortlich. 
 
Markus Vollmer 
 
w:\vollmer\0 allgemeine verwaltung\word\gemeinderat\140323 wahlwerbung im amtsblatt.doc 
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Bürgermeisteramt Ortenberg 

Redaktionsstatut 
für das gemeindeeigene Amtsblatt der Gemeinde Ortenberg  

gem. § 20 Abs. 3 der Gemeindeordnung  

vom 22. April 2024 
 

1. Allgemeine Vorbemerkungen  
 
a) Für öffentlicher Bekanntmachungen der Gemeinde gem. der Bekanntmachungssatzung 

vom 19. November 1996, sonstiger amtlicher Mitteilungen und zur Information der 
Bevölkerung über Gemeindeangelegenheiten gibt die Gemeinde Ortenberg ein 
Amtsblatt heraus. 
 

b) Es führt die Bezeichnung „Amtsblatt der Gemeinde Ortenberg“. 
 

c) Das Amtsblatt erscheint in der Regel wöchentlich am Freitag, ist der Freitag ein 
Feiertag  am vorhergehenden Werktag. Abweichungen sind nur mit Zustimmung der 
Gemeinde zulässig. Auf Ausfallzeiten wird seitens der Redaktion rechtzeitig 
aufmerksam gemacht. 
 

2. Inhalt und Redaktionsgrundsätze 
 
2.1. Die Gemeinde Ortenberg kommt mit dem Amtsblatt ihrer Informationspflicht nach. Das 
Amtsblatt ist das Bekanntmachungsorgan der Gemeinde Ortenberg und dient der 
Unterrichtung der Einwohner über bedeutsame Angelegenheiten der und in der Gemeinde. 
 
2.2. Bestandteile des Amtsblatts 

 
a) Amtliche Mitteilungen 

In den amtlichen Mitteilungen des Amtsblattes werden aufgenommen: 

- Öffentliche Bekanntmachungen, 

- Amtliche Nachrichten, 

- Veröffentlichungen der Gemeindeverwaltung und des Gemeinderats, 

- Sonstige amtliche Bekanntmachungen anderer öffentlicher Behörden oder 

Stellen (z. B. Landkreis, Zweckverbände, Verwaltungsgemeinschaft, 

Nachbargemeinden), 

- Beiträge aus den Fraktionen des Gemeinderates (s. Nr. 5), 

- Veranstaltungshinweise und sonstige kurze Nachrichten der Kirchen, Schulen,  

der Freiwilligen Feuerwehr, örtlicher Vereine und Organisationen, 

- Ausgewählte überörtliche Veranstaltungshinweise und  

- kurze überörtliche Nachrichten mit Bezug zur Gemeinde Ortenberg sowie 

- Sonstige Mitteilungen von allgemeinem Interesse. 



 

b) Informationen zu schulischen und pädagogischen Einrichtungen, 
 

c) Informationen von Vereinen und Organisationen, 
 

d) Informationen „Christliche Kirchen Ortenberg“, 
 

e) Anzeigen 
 

2.3. Ausgeschlossen sind tages- und parteipolitische Beiträge (Ausnahme: Beiträge der 
Gemeinde und des Gemeinderates selbst sowie von im Gemeinderat vertretenen 
Wählervereinigungen oder Parteien zu Themen mit örtlichem Bezug s. Nr. 4) sowie Beiträge, 
die gegen gesetzliche Vorschriften, die guten Sitten oder die Interessen der Gemeinde 
verstoßen. 
 
2.4. Alle eingereichten Beiträge müssen möglichst kurz und sachlich gefasst sein und dürfen 
keine politischen Aussagen (mit Ausnahme der Beiträge nach Ziffer 2.3.) oder Angriffe auf 
Dritte enthalten. 
 
2.5. Das Amtsblatt dient vorrangig der allgemeinen Bürgerinformation. 

 
2.6. Die Entscheidung über die Veröffentlichung, Größe und Form der Artikel sowie 
redaktionelle Anpassungen obliegen der Redaktion des Amtsblattes, d.h. der 
Gemeindeverwaltung Ortenberg. Ebenso behält sich die Redaktion vor, Berichterstattungen 
zu redigieren, zu kürzen oder abzulehnen. Das Gebot der Toleranz, der Sachlichkeit und der 
Fairness ist dabei zu wahren. 
 
2.7. Es besteht kein Anspruch Dritter auf Veröffentlichung deren Beiträge. 

 
3. Redaktionsschluss für Berichte und Terminhinweise, nicht die Gemeindeverwaltung 

betreffend, ist Mittwoch 11:00 Uhr in der Woche, in der der Beitrag erscheinen soll. 
Abweichende Redaktionstermine werden rechtzeitig im Amtsblatt bekannt gegeben. 
 

4. Politische Neutralität 
 
4.1. Das Amtsblatt der Gemeinde Ortenberg gehört nicht zur Meinungspresse. Leserbriefe, 
Kommentare oder eindeutig politisch wertende Inhalte werden im Amtsblatt der Gemeinde 
Ortenberg nicht veröffentlicht. Diesem Charakter ist bei allen Veröffentlichungen und im 
Anzeigenteil Rechnung zu tragen. 
 
4.2. Sämtliche Beiträge sollen einen örtlichen Bezug zur Gemeinde Ortenberg aufweisen. 
Überörtliche Beiträge werden, soweit kein konkreter Bezug zur Gemeinde Ortenberg oder 
ein allgemeines Interesse der Einwohnerschaft besteht, in der Regel nicht veröffentlicht. 

 
5. Mitteilungen der Fraktionen des Gemeinderats 

 
5.1. Die Fraktionen des Gemeinderats erhalten abweichend von Nr. 3 gemäß § 20 Abs. 3 
Gemeindeordnung die Möglichkeit, ihre Auffassungen zu Angelegenheiten der Gemeinde im 
Amtsblatt darzulegen. Zulässig sind nur Themen mit gemeindlichem Bezug. Ein 
Äußerungsrecht zu bundes- oder landespolitischen Themen besteht nicht. 
 
5.2. Den Fraktionen stehen für ihre Beiträge zu gemeindebezogenen Themen jeweils 
maximal eine 1/2 Seite in der jeweiligen Ausgabe zur Verfügung. Dies entspricht ca. 2.800 
Zeichen, einschließlich Leerzeichen. Soweit Fotos angefügt werden, erhöht sich der Platz für 
den Textbeitrag entsprechend. 



 
5.3. Verantwortlich für den Inhalt der Beiträge der Fraktionen sind die jeweiligen Fraktionen 
des Gemeinderats in vollem Umfang selbst. 
 
5.4. Um die Chancengleichheit bei Gemeinderatswahlen und die Neutralität der Gemeinde 
Ortenberg in der Vorwahlzeit zu gewährleisten, sind Fraktionsmitteilungen nach 5.1. in einem 
Zeitraum von 3 Monaten vor dem Wahltermin oder vom Zeitpunkt ab der Bekanntmachung 
der Wahl durch den Gemeindewahlausschuss ausgeschlossen. 
 
5.5. Ausgenommen ist die Ankündigung von Terminen und Veranstaltungen. Die 
Veröffentlichung hat jedoch ohne Beschreibung, Wertung oder Kommentierung der 
Ankündigung zu erfolgen. Eine Nachberichterstattung politischer Veranstaltungen im 
Amtsblatt ist in diesem Zeitraum ausgeschlossen. 

 
5.6. Die Regelungen Nr. 5.1.bis Nr. 5.5 gelten auch für im Gemeinderat vertretene 

Wählervereinigungen entsprechend, auch wenn diese nach der jeweiligen Geschäftsordnung 
des Gemeinderates nicht den Status einer Fraktion inne haben.  

Die Ankündigung von Terminen und Veranstaltungen ist auch für Parteien und 
Wählervereinigungen, die nicht im GR vertreten sind, in einem Zeitraum von 3 Monaten vor 
dem Wahltermin nicht ausgeschlossen.  

 

5.7. Das Verbot nach Ziffer 5.4 erstreckt sich ist auch die Vorstellung der Bewerber für 
Gemeinderatswahlen durch die Wahlvorschläge (“Listen”) im amtlichen Teil des Amtsblatts 
(siehe Ziffer 2.2 Buchstabe a)). Eine Vorstellung der Bewerber für Gemeinderatswahlen 
durch die Wahlvorschläge (“Listen”) ist aber im Teil c) “Informationen von Vereinen und 
Organisationen”  möglich. Nicht möglich ist dies für die letzte, vor dem Wahltermin 
erscheindende Ausgabe des Amtsblatts.  
 
Zulässig im Zusammenhang mit der Kandidatenvorstellung sind nur Themen mit 
gemeindlichem Bezug. Ein Äußerungsrecht zu europa- bundes- oder landespolitischen 
Themen besteht nicht. Ziffer 5.5. gilt entsprechend.  
 
Den Wahlvorschlägen stehen für ihre Kandidatenvorstellung mit Beiträgen zu 
gemeindebezogenen Themen jeweils maximal eine 1/2 Seite in der jeweiligen Ausgabe zur 
Verfügung. Dies entspricht ca. 2.800 Zeichen, einschließlich Leerzeichen. Soweit Fotos 
angefügt werden, erhöht sich der Platz für den Textbeitrag entsprechend. 

 

6. Titelseite des Amtsblattes  
 
6.1. Vereine, Religionsgemeinschaften, öffentliche Einrichtungen wie Schule, Kindergarten, 
Feuerwehr und sonstige Organisationen und natürlichen Personen kann auf Antrag zu 
besonderen Anlässen eine Veröffentlichung auf der Titelseite gewährt werden. 
 
6.2. Ein Anspruch auf einen Teil der Titelseite besteht nicht. Die Gemeindeverwaltung behält 
sich zudem vor, wichtigen Meldungen oder aktuellen Ereignissen Vorrang zu gewähren 
sowie die Veröffentlichung zu kürzen, bzw. die Gestaltung zu überarbeiten. 

 
 
6.3. Eine Zusage erfolgt stets nur unter Vorbehalt. 

 
7. Einreichung von Beiträgen für eine Veröffentlichung 

 



7.1. Beiträge sind möglichst selbständig im Redaktionssystem einzugeben. Ist dies 

nicht möglich, sind die Beiträge als Datei im Word- oder PDF-Format per E-Mail an die im 
Amtsblatt und auf der Internet-Homepage der Gemeinde veröffentlichte Adresse zu senden 

/Redaktion Amtsblatt). Bilder werden ausschließlich im jpg-Format entgegengenommen. 

7.2. Vor der Einreichung von Bild- oder Textmaterial sind die Urheberrechte und die 
Richtigkeit durch die Einreichenden selbstverantwortlich zu prüfen. 

 

7.3. Bei der Einreichung von Beiträgen an die Redaktion nach Redaktionsschluss (siehe Nr. 
3.) ist eine Veröffentlichung in der Regel nicht möglich. 

 
 
7.4. Mitteilungen, die gegen das Redaktionsstatut, gegen gesetzliche Vorschriften, gegen die 
guten Sitten oder gegen die Interessen der Gemeinde Ortenberg oder ihrer Vertreter 
verstoßen, werden zurückgewiesen. 
 
 
 

8. Verantwortung 

 

8.1. Verantwortlich für die amtlichen Mitteilungen ist der Bürgermeister der Gemeinde 
Ortenberg oder seine Stellvertretung im Amt. Ausgenommen sind die Veröffentlichungen 
nach Nr. 4. (Fraktionsmitteilungen). 

 

8.2. Verantwortlich für die weiteren Mitteilungen sind die jeweils die Beiträge bei der 
Redaktion einreichenden Vereine, Organisationen etc. 

 

8.3. Der mit dem Druck beauftragte Verlag ist verantwortlich für die Anzeigen im Amtsblatt 
der Gemeinde Ortenberg. 

 
 

9. Gewährleistung 

 

Eine Gewährleistung, insbesondere auf die Platzierung von Veröffentlichungen, für deren 
vollständigen und richtigen Abdruck sowie die Folgen, die aus einer versehentlichen 
Unterlassung oder Fehlerhaftigkeit der Veröffentlichung entstehen, wird durch die Gemeinde 
Ortenberg ausdrücklich ausgeschlossen. 

10. Inkrafttreten 

 

Das Redaktionsstatut der Gemeinde Ortenberg für das „Amtsblatt der Gemeinde Ortenberg“ 
wurde am 22. April 2024 vom Gemeinderat beschlossen und tritt mit der Veröffentlichung im 
Amtsblatt vom 26. April 2024 in Kraft. 

Ortenberg, den 22. April 2024  

Markus Vollmer 

Bürgermeister 


